
Beglaubigte Abschrift 

mtsgericht Günzburg

Az.: 1Cs 114 Js 17348/20

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 
des Amtsgerichts - Strafrichter Günzburg

In dem Strafverfahren gegen 

Garro Mario (geb. Garro),
geboren am 06.05.1989 in Günzburg, ledig, Beruf: Bankkaufmann, Staatsangehörigkeit: 

deutsch, ohne festen Wohnsitz -

Zustellungsbevollmächtigter: 

wegen Verschaffen von amtlichen Ausweisen gemäß S 276 Abs. 1 StGB 

aufgrund der Hauptverhandlung vom 25.02.2021, an der teilgenommen haben: 

Richterin am Amtsgericht Lang 
als Strafrichterin 

StAin Radloff 
als Vertreterin der Staatsanwaltschaft 

JSekr'in Rauch
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

1. Der Angeklagte Mario Garro ist schuldig des Verschaffens von falschen amtlichen Auswei-

sen. Er wird zu einer 

Geldstrafe in Höhe von 50 Tagessätzen zu je 40,-¬ 

verurteilt. 

Die Einziehung der sichergestellten Identitätskarte Königreich Deutschland 

wird angeordnet. 
2. 

3. Der Angeklagte hat die Kosten des Verfahrens sowie die eigen notwendigen Auslagen zu 
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Bei 

dem 
Ang 

tragen.

/114 Js 17634 

Angewendete Vorschriften: $$276 I Nr. 2 StGB, 74 1 SIGB 

festgestellt w 

Gründe:

Der AS 

Der am 06.05.1989 geborene, ledige Angeklagte hat zusammen mit seiner Partnerin ein 9 Monate 

altes Kind. Der Angeklagte lebt nicht mit seiner Partnerin zusammen. Das Kind lebt bei der Part-

nerin des Angeklagten. Es besteht aber regelmäßiger Kontakt zum Kind. Der Angeklagte ist ge-

lernter Bankkaufmann, arbeitet derzeit jedoch lediglich ehrenamtlich bei der Staatsbank König- 
reich Deutschland". Für diese Tätigkeit erhält er keine Bezahlung. 

Schulden hat er keine.

Laut der Auskunft aus dem Bundeszentralregister vom 11.02.2021 hat der Angeklagte keine Vor- 

einträge. Er ist lediglich zweimal zur Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben. 

Der Angeklagte führte am 18.08.2020 gegen 18.00 auf dem Bahnhofplatz 5 in 89312 Günzburg
in seinem Geldbeutel eine ldentitätskarte mit dem tatsächlich nicht existenten Aussteller König- 
reich Deutschland" mit sich. Damit wollte er geeignete Stellen darüber täuschen, dass ein soge-

nanntes Königreich Deutschland existiere und ihm einen gültigen Personalausweis ausgestellt 
habe. 

Die Feststellungen zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des Angeklagten beru-

hen auf seinen glaubhaften Angaben sowie der Auskunft aus dem Bundeszentralregister. 

Die Uberzeugung des Gerichts, dass sich das Geschehen so zugetragen hat, wie unter Ziff. II. 

dargestellt, beruht auf den glaubhaften Angaben der Zeugin, PMin Bengert, welche die polizeiliche 

Sachbearbeiterin war. Diese schilderte, dass ihr Kollege, PHM Bamberger außerdienstlich, aber 

uniformiert, im Zug von Neu-Ulm nach Günzburg unterwegs gewesen sei. Der Angeklagte habe 

keinen Mund-Nasen-Schutz getragen, weshalb seine Personalien festgestellt werden solten. Der 

Kollege habe um Unterstützung gebeten. Der Angeklagte habe ein Attest zur Befreiung vom 
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Mund-Nasen-Schutz vorgelegt, welches offensichtlich aus dem Internet heruntergeladen worden

sei. Bei dem Angeklagten sei dann eine ldentitätskarte, ausgestellt vom Königreich Deutschland, 

festgestelt worden. Bei der Kontrolle sei der Angeklagte kooperativ gewesen.

Der Angeklagte räumt den Sachverhalt objektiv ebenfalls ein, gibt jedoch an, dass er sich keinen 

unechten Ausweis verschafft habe. Im Rahmen seiner Einlassung verlas der Angeklagte ein 

Schriftstück, welches die ldentität des Königreichs Deutschlands belegen sollte. Diese Einlas-

sung gab er samt Anlagen als Anlage zum Protokoll. 

Der Angeklagte stellte einen Beweisantrag, welcher vom Gericht gemäß § 244 Abs. 3 Satz 3 Nr. 

1 StPO abgelehnt wurde, da offenkundig ist, dass das Königreich Deutschland nicht existent ist 

und ein Beweis darüber daher überflüssig ist. 

V. 

Der Angeklagte ist daher schuldig des Verschaffens von falschen amtlichen Ausweisen, § 276 

Abs. 1 Nr. 2 StGB. 

Voraussetzung für das Vorliegen des Tatbestandes des § 276 Abs. 1 Nr. 2 StGB ist, dass der 

Ausweis ein unechtes oder verfälschtes Dokument im Sinne des § 267 StGB darstellt. 

Zwar ist im Falle der.Identitätskarte Königreich Deutschland" für einen durchschnittlich kundigen

Deutschen erkennbar, dass das Deutsche Königreich keine existierende Behörde darstellt, aller- 

dings ist in einem zusammenwachsenden Europa auch auf andere mögliche Täuschungsadres- 

saten abzustellen, nämlich auf den durchschnittlichen Europäer. Es ist zu berücksichtigen, dass 

solche ldentitätskarten auch in Situationen zu Ausweiszwecken verwendet werden, in denen dem 

Adressaten einer Täuschung nicht klar ist, dass die Behörde .Deutsches Königreich" als solche 

nicht existent ist. 

Die exakte staatsrechtliche Bezeichnung des Großherzogtums Luxemburg oder der Russischen 

Föderation ist nicht wenigen deutschen Bürgern ebenfalls nicht bekannt. Mag die ldentitätskarte 

des Königreichs Deutschland auch gegenüber einem Polizisten oder sonstigem geschulten Per- 

sonal nicht zur Täuschung geeignet sein, so ist für den objektiven Tatbestand der Urkundenfäl- 

schung zunächst nur darauf abzustellen, ob die Nichtexistenz des Ausstellers generell erkennbar 

ist. Angesichts des zusammenwachsenden europäischen Rechtsraumes müssen auch Erklä- 

rungsempfänger, die nicht in der Bundesrepublik Deutschland aufgewachsen sind, in den 

Schutzbereich des zu schützenden Rechtsverkehrs aufgenommen werden. Die Garantiefunktion 

der ldentitätskarte Königreich Deutschland" war daher zu bejahen. 
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Ebenso ist die Beweisfunktion zu bejahen, da hier ebenfalls nicht auf den konkreten Gebrauch ge-

genüber geschultem Personal abgestellt werden kann, sondern auf die Bestimmung und Eignung

des Dokuments an sich. Die .Identitätskarte Königreich Deutschland" ist zumindest im Ausland

oder gegenüber Ausländern geeignet, die Überzeugung hervorzurufen, sie sei von amtlicher Stel-

le zum Nachweis der ldentität wirksam ausgestellt worden. 

V. 

Der Strafrahmen ergibt sich aus § 276 Abs. 1 StGB. Dieser sieht eine Freiheitsstrafe bis zu 2 

Jahren oder Geldstrafe vor. 

Bei der Bewertung des Tatunrechts hat das Gericht zugunsten des Angeklagten insbesondere 

den Umstand gewertet, dass er zumindest objektiv geständig war. Des Weiteren wurde zuguns-

ten berücksichtigt, dass er noch keine Voreinträge im Bundeszentralregister hat. 

Unter Abwägung aller genannten Gesichtspunkte hielt das Gericht eine Geldstrafe in Höhe von 50 

Tagessätzen zu je 40 EUR für tat- und schuldangemessen. 

Die ldentitätskarte des Deutschen Königr ichs war gemäß § 74 Abs. 1 StGB als Tatmittel einzu 

ziehen 

VI. 

Die Kostenentscheidung folgt aus $$ 464, 465 StPO. 

gez. 

Lang 
Richterin am Amtsgericht 

ER Für die Richtigkeit der Abschyift 
Giünzburg, 23.03,2021 

NY Éichhbrn, JAng 
O77 

RIC 
GER 

9 /Urkundstbeamtin der Geschäftsstelle 

a 
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